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1. In den nicht von § 168 Abs. 2 SGB VII erfassten Fällen eines zu niedrig erhobenen Bei-
trags ist eine Anwendung des § 45 SGB X hinsichtlich der Rücknahme eines Beitragsbe-
scheides zulässig (Rücknahme zuungunsten des Beitragspflichtigen). 

 
2. Weist ein Beitragsbescheid einen so gravierenden und augenfälligen Fehler auf, dass 

dieser auch einem Laien auffallen musste, ist von einer grob fahrlässigen Unkenntnis der 
Rechtswidrigkeit des Bescheides seitens des Beitragspflichtigen i.S. des § 45 Abs. 2 S. 3 
Nr. 3 SGB X auszugehen. 

 

§ 45 SGB X; § 168 Abs. 2 SGB VII; § 38 SGB X 
 
Urteil des SG Würzburg vom 05.08.2009 – S 11 U 115/08 –  
      
 

Streitig war eine Beitragsnachforderung. Die Beklagte hatte bei der Klägerin durch Bescheide 
vom gleichen Tag für das Jahr 2005 einen Beitrag von 4.848,64 € und für das Jahr 2006 von 
40.801,90 € erhoben. Später wurde festgestellt, dass bei der Erfassung der Lohnsummen für 
2005 die Tarifstellen vertauscht worden waren. Anstatt die Lohnsumme der gewerblichen Ta-
rifstelle zuzuordnen, wurde sie der kaufmännischen Tarifstelle zugeordnet. Die Beklagte nahm 
daraufhin den ursprünglichen Bescheid gemäß § 45 SGB X zurück und setzte den Beitrag neu 
auf 45.807,68 € fest. 
 
Das SG hat den Rücknahmebescheid als rechtmäßig bestätigt. Die Voraussetzungen des 
§ 45 SGB X lägen vor. Da die Lohnsumme fälschlicherweise statt dem technischen Betriebsteil 
dem Bürobereich zugeordnet worden sei, liege ein rechtswidriger begünstigender Verwaltungs-
akt vor. Zu der Frage der grundsätzlichen Anwendbarkeit der Vorschrift führt das SG 
aus:“Nachdem es sich nicht um einen Tatbestand handelt, der von § 168 SGB VII erfasst wird, 
kommt § 45 SGB X zur Anwendung“.  
 
Ferner beruhe auch die Unkenntnis der Klägerin hinsichtlich der Rechtswidrigkeit des Beitrags-
bescheides auf grober Fahrlässigkeit. Obwohl sich die Lohnsummen für 2005 und 2006 nur 
geringfügig unterschieden hätten, habe der Beitrag für 2006 fast das Zehnfache betragen. Die-
ser „gewaltige Unterschied in der Beitragsberechnung“ sei „augenfällig“, zumal beide Bescheide 
am gleichen Tag ergangen seien. Schließlich sei auch das Ermessen pflichtgemäß ausgeübt 
worden. 
 
Hinweis: Zu der Frage, ob bei der Aufhebung eines Beitragsbescheids zuungunsten des Bei-
tragspflichtigen § 45 SGB X neben § 168 Abs. 2 SGB VII überhaupt angewendet werden 
kann, siehe u.a. Wannagat-Bigge, Rn 13 zu § 168 SGB VII oder KassKomm-Ricke Rn 4 zu 
§ 168 SGB VII (Verwendung des Wortes „nur“ im Gesetzeswortlaut; § 168 Abs. 2 SGB VII als 
„lex specialis“ gegenüber § 45 SGB X). 
 
Unabhängig davon könnte bei der vorliegenden Fallkonstellation an eine Prüfung des § 38 
SGB X zu denken sein (offenbare Unrichtigkeit des Bescheides auf Grund eines Erklärungsfeh-
lers). Der Fehler im Bescheid beruhte wohl nicht auf einer unzutreffenden Rechtsanwendung 
oder Tatsachenfeststellung (was § 38 SGB X ausschlösse). Bei der Erfassung der Lohnsumme 
wurden die Tarifstellen vertauscht. Ein derartiges Vertauschen könnte als ein dem Verrechnen 
oder Verschreiben ähnlicher Umstand gewertet werden. Unproblematisch scheint vorliegend 
die weitere Voraussetzung des § 38 SGB X zu sein, dass nämlich die Unrichtigkeit „offenbar“ 
sein muss. Insoweit hat das SG (im Rahmen der Prüfung des § 45 SGB X) auf die „Augenfäl-
ligkeit“ des Fehlers hingewiesen. Dem Empfänger des Ursprungsbescheids dürfte sich wegen 
des immensen Unterschieds der Beitragsforderungen für 2005 und 2006 trotz im wesentlich 
gleicher Verhältnisse wohl aufgedrängt haben, dass ein Fehler vorliegen musste (offenkundiger 
= „ins Auge springender“ Fehler).  
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Das SG Würzburg hat mit Urteil vom 05.08.2009 – S 11 U 115/08 –  
wie folgt entschieden: 
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